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Vom 10. bis 13. Juni 1999 fanden die fünften Wahlen zum Europäischen Parlament
(EP) statt.1 Erneut sank die Wahlbeteiligung EU-weit deutlich von 56,8% im Jahr
1994 auf nurmehr 49,9%. Besonders signifikant war der Rückgang der abgegebe-
nen Stimmen in Deutschland von 60% auf 45%.

Die politische Zusammensetzung des Parlamentes erfuhr durch die Ergebnisse
der Europawahl insofern eine Veränderung, als die Europäische Volkspartei (EVP)
mit 226 Abgeordneten erstmals seit 1979 die stärkste Fraktion stellen konnte. Die
Fraktion der Sozialdemokratischen Fraktion Europas (SPE) erlitt mit 180 gegen-
über zuvor 214 Mandaten einen deutlichen Einbruch. Dieser Rückgang ist neben
dem schlechten Abschneiden der deutschen Sozialdemokraten in erster Linie auf
die Änderung des Wahlsystems im Vereinigten Königreich zurückzuführen. Hier
war erstmals das Verhältniswahlsystem angewandt worden, mit der Folge, daß statt
zuvor 61 nur noch 30 britische Labour-Abgeordnete im EP vertreten sind. Die
Fraktion der Liberalen Demokraten und Reformer (ELDR), in der weiterhin keine
deutschen Mitglieder vertreten sind, wurde mit 50 Abgeordneten erneut drittstärk-
ste Gruppierung. Die Grüne Fraktion, in der die neun in Frankreich gewählten Mit-
glieder unter Führung des Deutschen Daniel Cohn-Bendit die stärkste nationale
Delegation stellen, wurde erstmals mit 37 Abgeordneten viertstärkste politische
Kraft im EP.2

Die quantitative Arbeitsbilanz des Parlamentes war erneut beeindruckend: Im
Jahre 1998 wurden 215 Konsultationen und 38 erste sowie 24 zweite Lesungen im
Verfahren der Zusammenarbeit durchgeführt. Hinzu kamen 41 erste, 43 zweite und
elf dritte Lesungen im Mitentscheidungsverfahren nach Artikel 189 b a.F. EG-
Vertrag.3 Die Abgeordneten stellten 1998 5.573 parlamentarische Anfragen an
Kommission und Rat. In vier Fällen äußerte sich das EP im Rahmen des Zustim-
mungsverfahrens zu außenpolitischen Verträgen oder Erweiterungsangelegenhei-
ten. Auch wenn ihre Zahl seit dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages deutlich
zurückging, nehmen die Initiativberichte und -entschließungen einen großen Teil
der Arbeit ein. Insgesamt wurden 213 entsprechende Entschließungen verabschie-
det. Themenschwerpunkte der parlamentarischen Arbeit im Zeitraum 1998/1999
waren die Agenda 2000, das Inkrafttreten des Vertrages von Amsterdam, die
Haushaltskontrolle, die Vorbereitung der dritten Stufe der Wirtschafts- und
Währungsunion (WWU), die Bekkämpfung der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit in
der EU, Umweltpolitik, Verbraucherschutz sowie Fragen der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik (GASP). Wie üblich wurden Programmrede und Bilanz des
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halbjährlich wechselnden EU-Vorsitzes - 1998 waren dies das Vereinigte
Königreich und Österreich, im ersten Halbjahr 1999 Deutschland - kritisch kom-
mentiert. Das Arbeitsprogramm der Kommission für 1999 wurde auf der
Dezembertagung 1998 diskutiert und in einer Entschließung ausführlich bewertet.4

Politikgestaltung: Haushaltskontrolle und „Agenda 2000" im Vordergrund

Besonderes Aufsehen erregte das Europäische Parlament mit seinen Aktivitäten im
Bereich der Haushaltskontrolle. Im Zusammenhang mit den Beratungen über die
Entlastung der Kommission für die Haushaltsführung im Jahr 1996 waren bei den
Aussprachen im März und im Dezember 1998 deutliche Kritikpunkte vorgetragen
worden. Nach einer lebhaften Debatte fand der Beschluß zur Entlastung am
17. Dezember 1998 im Plenum keine Mehrheit.5 In der Diskussion wurde von meh-
reren Rednern - auch von der Vorsitzenden der SPE-Fraktion - darauf hingewiesen,
daß der Verweigerung der Entlastung ein Mißtrauensantrag folgen müsse.6 Eine von
der Kommission zu dieser Frage verteilte Erklärung stieß auf heftigen Widerspruch
bei der EVP-Fraktion. Von Sprechern der Grünen und der GUE/NLG-Fraktion
wurde sie sogar als Erpressung bezeichnet.7

Am 14. Januar 1999 wurde erneut ausführlich über die Verweigerung der
Entlastung und die sich daraus ergebenden Konsequenzen diskutiert. Allerdings
kam im Plenum weder eine Mehrheit für die Verweigerung der Entlastung, noch für
einen Mißtrauensantrag zustande. Angenommen wurde jedoch eine „Entschließung
zur Verbesserung der Haushaltsführung der Kommission",8 in der die Abgeordneten
zahlreiche Versäumnisse auflisten. Als folgenreich erwies sich vor allem die in
Ziffer 1 dieser Entschließung enthaltene Forderung nach Einsetzung eines Aus-
schusses unabhängiger Sachverständiger unter der Ägide des Parlamentes und der
Kommission. Dieser sollte untersuchen, auf welche Weise die Kommission Betrug,
Mißmanagement und Günstlingswirtschaft aufdeckt und damit umgeht.9 Ein
Beschluß zur Entlastung war somit nicht verabschiedet worden.

Die Verweigerung der Entlastung für die Haushaltsführung war in der Gemein-
schaftsgeschichte erst einmal, im Jahr 1984, erfolgt. Sie schadet dem Ansehen der
Kommission, bleibt jedoch - wenn keine weiteren Schritte folgen - ohne rechtliche
Konsequenzen. Der von einzelnen Mitgliedern nahezu aller Fraktionen einge-
brachte Mißtrauensantrag hatte im Plenum nicht die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit gefunden. Immerhin stimmten 232 der 552 an der Abstimmung teilneh-
menden Abgeordneten für den Antrag. Die Analyse der namentlichen Abstimmung
zeigt, daß die deutschen EP-Mitglieder nahezu geschlossen für den Rücktritt der
Kommission gestimmt hatten.10 Die erforderliche Mehrheit kam vor allem des-
wegen nicht zustande, weil in einigen EU-Staaten von den jeweiligen Regierungen
politischer Druck auf die Abgeordneten ausgeübt worden war, die unter Beschüß
geratenen Kommissionsmitglieder auch weiterhin zu stützen.11 Zugleich standen
die Abgeordneten unter einem erheblichen Druck der Medien, das vertraglich ver-
ankerte Machtinstrument des Mißtrauensvotums gegen die Kommission kurz vor
der Europawahl erstmals auch wirklich einzusetzen.
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Die Befassung mit den Themen der Agenda 2000 war ein weiterer Schwerpunkt der
parlamentarischen Arbeit. Am 11. März 1999 legte das EP seine Position zu diesem
umfangreichen Reformprogramm fest.12 Das EP forderte, daß die EU-Einnahmen
langfristig von Beiträgen der Mitgliedstaaten zu einer eigenen Steuerhoheit der EU
hin entwickelt werden müßten. Dies dürfte jedoch nicht zu einer höheren Belastung
der europäischen Steuerzahler führen. Zur Finanzierung der EU-Agrarpolitik
bekannte sich das Parlament zu der von der Kommission vorgeschlagenen und von
der deutschen Präsidentschaft favorisierten nationalen Kofinanzierung und setzte
sich sogar für einen Finanzierungsanteil der Mitgliedstaaten von 50% statt der vor-
geschlagenen 25% ein. Wegen des energischen Widerstandes Frankreichs konnte
dieser Vorschlag jedoch ebensowenig verwirklicht werden wie die Forderung des
EP, den britischen Haushaltsrabatt mit der Aufnahme der ersten mittel- und osteu-
ropäischen Staaten in die EU abzuschaffen.

In der letzten Sitzung vor der Europawahl billigte das EP am 6. Mai 1999 die
Agenda 2000 trotz einiger aus seiner Sicht wenig zufriedenstellender Regelungen.
Von Bedeutung war dabei gewesen, daß das EP in den vorausgegangenen Bera-
tungen das von den Staats- und Regierungschefs in Berlin geschnürte Finanzpaket
noch einmal um 1,5 Mrd. Euro erhöhen konnte. Die neu eingestellten Mittel sollen
vor allem für eine bessere Personalausstattung der Kommission und für humanitäre
Hilfen eingesetzt werden.13 Zudem konnte das EP über die vom Europäischen Rat
beschlossenen drei Gemeinschaftsinitiativen INTERREG, LEADER und EQUAL
hinaus durchsetzen, daß das Programm URBAN in veränderter Form als Gemein-
schaftsinitiative bestehen bleibt. URBAN soll künftig kleinen und mittleren Städten
zugute kommen und auch für Konversionsvorhaben genutzt werden können.

Angesicht der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit von mehr als 16 Mio. EU-
Bürgerinnen und Bürger kam beschäftigungspolitischen Fragen in der
Parlamentsarbeit ebenfalls hohe Priorität zu. Am 18. November 1998 verabschie-
dete das EP zwei Entschließungen zu diesem Themenbereich.14 Es plädierte darin
für eine verbesserte Koordinierung zwischen Gemeinschaftsorganen, Mitglied-
staaten und Sozialpartnern. Kommission und Mitgliedstaaten werden aufgefordert,
durchführbare Alternativen zur Besteuerung von Arbeit auszuloten. Die
Mitgliedstaaten sollten einen europäischen „Pakt für Beschäftigung, Nachhaltigkeit
und Solidarität" entwickeln und für dessen Umsetzung sorgen.

Ausführlich befaßte sich das Europäische Parlament auch mit dem
Arbeitsprogramm der Kommission für 199915 und mit dem Stand der Erweiterungs-
verhandlungen. Die schrittweise Integration der beitrittswilligen Staaten in die EU
wurde als ein grundlegender Beitrag zur Sicherheit in Europa betrachtet. Alle
Länder, mit denen die EU ein Europaabkommen abgeschlossen hat, müßten in die
Beitrittsdynamik einbezogen werden.16

Systemgestaltung: Notwendigkeit institutioneller Reformen vor der Osterweiterung

Der Vertrag von Amsterdam trat am 1. Mai 1999 in Kraft. Mit dieser Reform-
übereinkunft wurde die Stellung des Parlamentes in der Gesetzgebung und bei der

Jahrbuch der Europäischen Integration 1998/99 81



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN UNION

Einsetzung einer neuen Kommission erneut deutlich gestärkt.17 Das Parlament hatte
den Vertrag von Amsterdam als „einen weiteren Schritt auf dem unvollendeten Weg
des Aufbaus einer Europäischen Politischen Union" gewürdigt, der nicht zu unter-
schätzende Fortschritte enthalte, eine Reihe von Fragen aber ungelöst lasse.18 Es
setzte sich dafür ein, die neuen Möglichkeiten möglichst rasch zu nutzen. Mit dem
Beschluß zur Änderung seiner eigenen Geschäftsordnung vom 11. März 1999
bereitete das EP seine internen Verfahren auf die neuen Handlungsmöglichkeiten
des Amsterdamer Vertrages vor.19 Zugleich wurden der Zuschnitt der Ausschüsse
und ihre jeweiligen Aufgaben neu festgelegt.

Besonders nachdrücklich betonte das Parlament die Notwendigkeit, bereits vor
der nächsten Erweiterungsrunde die aus seiner Sicht notwendigen institutionellen
Reformen vorzunehmen. Diesem Anliegen ist mit dem Beschluß des Europäischen
Rates von Köln am 4. und 5. Juni 1999 Rechnung getragen worden. Das EP erhofft
sich von der für das Jahr 2000 einberufenen Regierungskonferenz zu institutionel-
len Fragen auch eine erneute Stärkung seiner eigenen Rechte. Dies wird an der
Auflistung der wichtigsten Reformanliegen deutlich:

- Künftig müsse jede Änderung der Gründungsverträge der Zustimmung des EP
unterworfen werden.

- Das Verfahren der Mitentscheidung müsse auf die noch nicht einbezogenen
Bereiche der Gesetzgebung ausgedehnt werden.

- Union und Gemeinschaften müßten zu einer einzigen Rechtspersönlichkeit ver-
schmolzen werden.

- Die vertraglichen Bestimmungen zu den europäischen Parteien müßten weiter-
entwickelt werden.

- Die Ausarbeitung eines europäischen Grundrechtskataloges müsse in Angriff
genommen werden.20

Der vom Europäischen Rat in Köln gefaßte Beschluß zur Ausarbeitung einer Charta
der europäischen Grundrechte entspricht somit ebenfalls den Forderungen des EP.
Bereits seit langem hatte es die Ausarbeitung einer europäischen Verfassung gefor-
dert und die Festlegung der europäischen Grund- und Menschenrechte als einen
zentralen Bestandteil angesehen.21

In mehreren Entschließungen hat sich das Parlament mit der institutionellen
Stellung, den Strukturen und möglichen Reformperspektiven - auch unterhalb der
Schwelle von Vertragsänderungen - von Rat und Kommission befaßt. Alle Institu-
tionen müßten der Öffentlichkeit einen verbesserten Zugang zu EU-Dokumenten
gewähren. Die Vereinbarung eines entsprechenden Kodexes eröffne die
Möglichkeit, aus bereits bestehenden Verfahren zu lernen und zu verbesserten
Regeln für die Zukunft zu gelangen.22 Hinsichtlich des Europäischen Rates wird
dessen impulsgebene Rolle unterstrichen. Zugleich wurde auch deutliche Kritik
geäußert. Zu häufige Treffen müßten vermieden werden. Zudem sei seine Stellung
zu Rat und Kommission zu überprüfen. In bezug auf die Kohärenz der Ratsarbeit
wird eine Stärkung und zugleich eine neue Rollenbestimmung des „Allgemeinen
Rates" gefordert. Dieser müsse eine stärkere Koordinierungsfunktion übernehmen
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und zugleich von den Regierungsmitgliedern gebildet werden, „die unter der
Aufsicht ihres Regierungschefs am stärksten an der Koordinierung der einzelstaat-
lichen Politiken beteiligt sind, und nicht mehr grundsätzlich von den Außenmini-
stern".23 Qualifizierte Mehrheiten im Rat müßten ausgeweitet werden; in einer EU
mit mehr als 20 Mitgliedstaaten sei die Einstimmigkeitsregel für jede Form der
Beschlußfassung grundsätzlich ungeeignet. Das derzeitige System der Stimmenge-
wichtung im Rat müsse durch ein System der doppelten Mehrheit ersetzt werden.

Für das mit dem Vertrag von Amsterdam geänderte Verfahren der Ernennung der
Kommission machte das Parlament seinen Anspruch auf verstärkte Mitsprache
deutlich. Gefordert wurde, daß eine relevante Zahl der Mitglieder der Kommission
aus den Reihen der aktuellen EP-Abgeordneten kommen müsse.24 Alle benannten
Persönlichkeiten müßten zudem bereits bedeutende politische institutionelle
Erfahrungen in Europaangelegenheiten besitzen, wobei das Gleichgewicht zwi-
schen Männern und Frauen und zwischen den politischen Strömungen zu wahren
sei. Das EP kündigte an, sowohl den designierten EP-Präsidenten, wie auch die
Mitglieder im Plenum und in den Ausschüssen ausgiebig zu befragen, bevor es sein
Zustimmungsvotum erteilen würde. Aufgrund des Rücktrittes der Kommission
Santer am 16. März 1999 verwarf das EP jedoch den dabei vorgesehenen Fahrplan
und drängte auf eine möglichst rasche Benennung des Kommissionspräsidenten.
Bereits in der Mai-Sitzung, wenige Wochen vor den Europawahlen, bestätigte es
mit großer Mehrheit die Entscheidung des Europäischen Rates, Romano Prodi mit
der Wahrnehmung dieses Amtes zu beauftragen.25

Interaktion mit den Bürgerinnen und Bürgern

Wie die erneut zurückgegangene Beteiligung von 56,8% im Jahr 1994 auf 49,2%
bei den fünften Europawahlen deutlich belegt, ist dem EP die enge Anbindung an
die Wähler noch immer nicht gelungen. Eine im Mai 1999 in acht EU-Staaten
durchgeführte Umfrage machte deutlich, daß insgesamt 44% der Befragten bei der
Stimmabgabe zur Europawahl in erster Linie eine Gelegenheit sahen, ihre Meinung
zu den Problemen im eigenen Land zu äußern, lediglich 34% gaben ihre Stimme
vorrangig aus europäischen Erwägungen ab.26

Im Vorfeld der Europawahl waren in der Presse zwar zahlreiche wohlwollende
Bilanzartikel erschienen, in denen dem EP eine gute Arbeit27 und eine beachtliche
Kompetenzausstattung28 bescheinigt worden war. Diese positive Arbeitsbilanz
spielte bei der Stimmabgabe offensichtlich kaum eine Rolle. In der Kommentierung
der Wahlergebnisse durch die Medien wurde vor allem auf die geringe Personali-
sierung der Europawahl hingewiesen: „Europa hat für die Wähler kein Gesicht".29

In der Tat hatten sich die europäischen Parteien im Vorfeld der Wahlen nicht - wie
dies beispielsweise von Jacques Delors vorgeschlagen worden war - darauf
verständigen können, gemeinsame europäische Spitzenkandidaten für das Amt des
Kommissionspräsidenten im Wahlkampf zu präsentieren.

Gegenüber einer deutschen Zeitung bekannten zahlreiche Leserbriefschreiber
freimütig, daß sie, teilweise trotz langjähriger Parteimitgliedschaft, der Wahl aus
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Protest bewußt ferngeblieben seien, wobei die genannten Gründe vielfältig waren.
Sie reichten von der Kritik am politischen Erscheinungsbild der Parteien - wobei
auch die jeweilige Haltung zum Kosovo-Krieg häufig genannt wurde - über
vorhandene Informationsdefizite zu europäischen Themen bis hin zum Mißfallen
daran „daß alle Parteien im Wahlkampf nur inhaltsleere platte Versprechungen
machten ('Wir machen es besser...'), anstatt klar ihre europapolitischen Positionen
aufzuzeigen."30

Die jahrelangen Bemühungen des EP zur Aufarbeitung vorrangiger
Bürgeranliegen waren somit von der breiten Öffentlichkeit kaum zur Kenntnis
genommen worden. Seit der Einführung von Europawahlen im Jahr 1979 sind in
den Entschließungen und Anfragen des Parlamentes „bürgernahe Themen" regel-
mäßig aufgegriffen worden. Die Palette der Themen reichte von umweit- und
sozialpolitischen Fragen über Verbraucherschutzanliegen und die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau bis hin zur Bekämpfung von Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit innerhalb und außerhalb der Union.

Hinzuweisen ist auch auf zahlreiche Initiativen des EP zur Wahrung der
Menschenrechte. Seit 1989 wird jährlich der mit 15.000 ECU dotierte Sacharow-
Preis für geistige Freiheit verliehen. Dieser ging im Dezember 1998 an den
Vertreter der demokratischen Bewegung des Kosovo, Ibrahim Rugova. Im Rahmen
einer Feierstunde zur zehnten Verleihung dieses Preises wurde Rugova von
Parlamentspräsidenten Jose Gil-Robles wegen seiner seit 1989 geübten gewaltlosen
Opposition gegen das serbische Regime geehrt.31

Das Europäische Parlament hat sich in den zurückliegenden Jahren zu einer
akzeptierten Anlaufstelle für Bürgerbeschwerden entwickelt. Jährlich gehen rund
1.200 Petitionen ein.32 Vor allem wenn es um die Gleichberechtigung von Mann
und Frau oder um die Diskriminierung von EU-Bürgerinnen und -Bürgern - etwa
bei der Anerkennung von Bildungsabschlüssen, bei der Zulassung zum Studium
oder bei Auswahlverfahren zur Besetzung von beruflichen Positionen - geht, haben
Petitionen an das EP gute Aussichten auf Erfolg. Zu erwähnen ist in diesem
Zusammenhang auch der Europäische Bürgerbeauftragte. Wie sein Jahresbericht
für 1998 belegt, war er in diesem Jahr mit insgesamt 1.617 Fällen befaßt.33 In rund
70% aller Fälle ist der Ombudsman jedoch nach der Rechtslage nicht zuständig.
Immerhin konnte er im Jahr 1998 185 Fälle endgültig mit einer begründeten
Stellungnahme abschließen. Besonders hingewiesen wurde auf eine Initiativ-
untersuchung des Bürgerbeauftragten zu den Zugangsmöglichkeiten der Bürger-
innen und Bürger zu EU-Institutionen. Als Ergebnis dieser Untersuchung wurde ein
„Verhaltenskodex der guten Verwaltungspraxis" gefordert. Dieser Vorschlag wurde
vom EP in einer Entschließung vom 29. April 1999 übernommen.34

Ausblick

Das Bild des Europäischen Parlamentes ist für die breite Öffentlichkeit nach wie
vor weitgehend konturlos und - für die an seiner Arbeit stärker Interessierten -
zugleich widersprüchlich. Auf der einen Seite konnte das Parlament seine institu-
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tionelle Stellung bei den zurückliegenden Regierungskonferenzen deutlich stär-
ken.35 Zugleich wird ihm eine geringe Konfliktbereitschaft - etwa beim Scheitern
des Mißtrauensvotums gegen die Kommission im Januar 1999 - vorgeworfen.
Beklagt wurden auch die Dauerabsprachen zwischen den großen Fraktionen von
EVP und SPE - etwa bei der Besetzung von wichtigen Posten oder bei der inhalt-
lichen Festlegung von Änderungen zu Gesetzestexten. Die seit 1989 geltende
Absprache zwischen den beiden großen Fraktionen wurde im Juli 1999 jedoch auf-
gekündigt, als die EVP zusammen mit den Liberalen und einigen unabhängigen
Abgeordneten die Französin Nicole Fontaine zur Parlamentspräsidentin wählte.

Als Schwachstelle in der Außendarstellung des EP hat sich bislang die geringe
Personalisierung erwiesen. Es bleibt abzuwarten, ob die neue Parlamentspräsi-
dentin hier neue Akzente setzen kann. Von großer Bedeutung ist in diesem
Zusammenhang auch das Verhältnis zur neuen Kommission. Die wiederum deutlich
zurückgegangene Wahlbeteiligung läßt erkennen, daß die Bürgerinnen und Bürger
nur dann ihre Stimme für das EP abzugeben bereit sind, wenn sie das Gefühl haben,
damit wirklichen Einfluß auf die europäische Politik - auch in personalpolitischer
Hinsicht - nehmen zu können. Das Europäische Parlament sollte sich seiner
Einflußmöglichkeiten in stärkerem Maße als bisher bewußt werden und in der
Europapolitik eine größere Mitsprache einfordern.
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